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Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur Erklärung der Bundesregierung 

Bericht über die Sonderkonferenz zur Reaktorsicherheit der Internationalen Atom- 
Energie-Organisation (IAEO) in Wien 


Die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl hat gezeigt, daß die 
Gefahren und Risiken der Kernenergie nicht beherrschbar sind. 
Ein einziger Unfall in einem Atomkraftwerk führt zur Bedrohung 
von Mensch und Natur. Daher ist es erforderlich, auf die Nutzung 
der Atomkraft zu verzichten und den geordneten Ausstieg aus der 
Kernenergie zu beginnen. Für den noch verbleibenden Zeitraum, 
in dem Atomkraftwerke in Betrieb sind, müssen strikte internatio- 
nale Vereinbarungen zur Gewährleistung größtmöglicher Sicher- 
heit getroffen werden. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert daher die Bundesregierung auf, 
bei den Folgekonferenzen zur zivüen Nutzung der Atomkraft im 
Rahmen der Internationalen Atom-Energie-Organisation (IAEO) 
dafür einzutreten, eine internationale Konvention für die zivile 
Nutzung der Atomkraft zu verabschieden. 

Die Konvention muß folgende Grundsätze enthalten: 

1. Verpflichtung aller Staaten bei der Standortwahl von Atom- 
anlagen, alle Nachbarstaaten schon im Planungsstadium zu 
informieren und zu konsultieren. 

2. Verpflichtung aller Staaten, international völkerrechtsver- 
bindliche Maßstäbe über Sicherheitsstandards und Emissions- 
grenzen für Radioaktivität im Normalbetrieb von Atoman- 
lagen einzuhalten. 

3. Verpflichtung aller Staaten zur gegenseitigen vollständigen 
Information über den laufenden Betrieb aller zivilen ätomtech- 
nischen Anlagen (z.B. Information über Brennelementwech- 
sel, Störfälle, Wartungsarbeiten etc). 

4. Verpflichtung aller Staaten zur internationalen Haftung bei 
Unfällen. Der Staat, in dem der Unfall passiert, haftet für die 
Schäden auch außerhalb seiner Grenzen. 
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5. Verpflichtung aller Staaten zur Erarbeitung von grenzüber- 
schreitenden Katastrophenplänen und der gegenseitigen 
Unterstützung bei Katastrophenfällen. 

Bonn, den 1. Oktober 1986 

Dr. Vogel und Fraktion 
Begründung 

Die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl hat gezeigt, daß die 
internationalen Regeln einer Politik der guten Nachbarschaft für 
den Fall einer Reaktorkatastrophe unzureichend sind. Es ist des- 
halb dringend erforderlich, daß sich die internationale Staaten- 
gemeinschaft auf verbindliche Vereinbarungen einigt. 
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